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Nr. 3 Gemäß § 1 (5) i. V. m. § 1 (9) BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe sowie 
  Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben, die sich ganz oder teilweise an die Endverbraucher 
  wenden, nicht zulässig.
- Ausnahmsweise zulässig sind Handelsbetriebe nur mit einem Warenangebot der folgenden 
 Sortimente:
- Kraftwagen, vormals 43811.
- Kraftwagenteile, -zubehör, -reifen, vormals 43815.
- Zweiräder, Zweiradteile, -zubehör, -reifen,vormals 43850.
  Darüber hinaus sind Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben ausnahmsweise zulässig, die 
- im unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerksbetrieben stehen,
- kein Sortiment mit Waren des täglichen Bedarfs und
- kein city- oder zentrentypisches Sortiment vertreiben.

Die angegebenen Ziffern beziehen sich auf die Systematik der Wirtschaftszweige, herausgegeben 
vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Ausg abe vormals1979. Die unter diesen Ziffern angegebenen 
Einzelsortimente sind ausschließlich zulässig.

Nr. 4 Die gemäß § 8 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und 
 Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter dürfen nur innerhalb der 
 Betriebsgebäude eingerichtet oder an diese angebaut werden.

 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen   § 9 (1) 2 BauGB

Nr. 5 In der abweichenden Bauweise (a) können gemäß § 22 (4) BauNVO Gebäude eine 
 Länge von 50 m überschreiten. Die Bestimmungen des § 22 (2) BauNVO bezüglich des seitlichen
 Grenzabstandes bleiben unberührt.

 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 § 9 (1) 25 a BauGB

Nr. 7 Die Pflanzstreifen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind mit standortgerechten 
 Laubgehölzen zu bepflanzen. Je 12 m Frontlänge ist ein großkroniger heimischer Laubbaum 
 (wie Linde, Ahorn o. ä.) Stammumfang mind. 12/14 cm und je 10 qm 5 Sträucher, mind. 80 cm
 hoch,  zu pflanzen. Die Eingrünung muss durchgehend erfolgen mit Ausnahme der notwendigen 
 Zu- und Ausfahrten sowie den mit Pflanzbeschränkung festgesetzten Sichtwinkelbereichen.

 Örtliche Bauvorschriften gem. § 86  (1) Nr. 4 der Bauordung für das Land Nordrhein-Westfalen

Nr. 8 Ziel und Geltungsbereich
 Ziel der örtlichen Bauvorschriften ist die Sicherung der Gestaltung der Lagerplätze und der Stellplätze 
 (Durchgrünung) des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes und die Festlegung der Lage der 
 Einfriedigungen zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin.

Nr. 9 Anpflanzen von Hochstamm-Laubbäumen
 (1) In den GI-Gebieten ist pro 150 qm versiegelter Grundstücksfläche (überbaute und befestigte 
 Fläche, jedoch ohne Stellplatzanlagen) 1 großkroniger heimischer Laubbaum (wie Linde, Ahorn
 o. ä.), Stammumfang mind. 12/14 cm, auf den unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke
 zu pflanzen. 

(2) Auf den Stellplatzanlagen ist pro 6 Stellplätze 1 großkroniger heimischer Laubbaum
 (wie Linde,  Ahorn o. ä.), Stammumfang mind. 12/14 cm, zu pflanzen.

Nr. 11 Einfriedigungen
 Grundstückseinfriedigungen durch Mauern und Zäune entlang der öffentlichen Verkehrsfläche 
 sind zulässig. Entlang der Radbodstraße und der Teutonenstraße haben sie jedoch als Abstand 
 zur öffentlichen Verkehrsfläche die Breite des jeweils festgesetzten Pflanzstreifens einzuhalten.

Festsetzungen in Textform gemäß § 9 (1) 
BauGB

Hinweis:
Denkmalschutz: Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde oder auch Veränderungen und Verfärbungen 
in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 
und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere Denkmalschutzbehörde und/oder dem 
Westfälischen Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe 
(Tel. 02761/93750, Fax: 02671/2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte 
mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmal-
schutzgesetz NW) falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten 
und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 
4 DSchG NW).

Nr. 10 Gestaltung der ungenutzten Betriebsflächen
 In den GI-Gebieten sind die ungenutzten Betriebsflächen zur Verbesserung der ökologischen 
 Verhältnisse in ihrer Oberflächenbeschaffenheit zu erhalten und der Sukzession oder einer
 extensiven  Pflege zuzuführen.


